
22 DM je dz überwiesen wurde. Durch dieses Geschäft er­
hielt der Angeklagte P. davon Kenntnis, daß R. über 
Roggen verfügte. Er wandte sich daher in der folgenden 
Zeit wiederholt an R., um weitere Annahmequittungen 
käuflich von ihm zu erwerben und damit sein Ablieferungs­
soll in Getreide zu decken. In weiteren Fällen fragte er 
auch unmittelbar den Angeklagten W., ob dieser ihm Roggen 
verschaffen könnte. Auf Grund dieser Verbindungen zu R. 
und W. erhielt der Angeklagte P. wiederholt Annahme­
quittungen über Roggen, jeweils über Mengen bis zu 
100 Ztr., die er auf dem schon genannten Wege seinem Soll 
gutbringen ließ.

Insgesamt erhielt der Angeklagte Ablieferungsbescheini­
gungen über 813 Ztr. Roggen. Er zahlte für jeweils 50 kg 
28 bis 30 DM an die Angeklagten W. oder R., während er 
selbst für die gesamte Menge jeweils den Ablieferungspreis 
auf Sollanrechnung in Höhe von 10 bis 11 DM pro 50 kg 
vom VEAB erhielt. Auf ähnliche Weise verschaffte sich der 
Angeklagte 1959 weitere 60 dz Getreide, die nicht mehr zur 
Verrechnung kamen, 15 dz Roggenschrot und 4,5 dz Hafer.

Weil der Angeklagte mit diesen Ablieferungsbescheini­
gungen, die überhaupt keinen Gegenwert in geliefertem 
Getreide besaßen, scheinbar sein Ablieferungssoll erfüllt 
hatte, konnte er das Getreide aus eigener Ernte zurück­
behalten und davon Schweine mästen. Seit 1955 war es dem 
Angeklagten daher möglich, fast 100 dz Schweinefleisch 
dem freien Aufkauf zuzuführen.

Durch diese und andere spekulative Methoden erzielte 
der Angeklagte ein Barvermögen von 25 000 bis 30 000 DM. 
Er konnte sich weiterhin einen PKW, ein Motorrad, zwei 
Mopeds und ein Haus kaufen.

In der gleichen Weise wie der Angeklagte P. haben die 
weiteren 10 Angeklagten spekuliert und sich dadurch große 
Geldmittel verschafft.

Aus den G r ü n d e n :
Das stetige und planmäßige Voranschreiten des Sozia­

lismus in der Deutschen Demokratischen Republik hat 
der Arbeiterklasse und allen übrigen Werktätigen eine 
großartige Perspektive eröffnet. In immer stärkerem 
Maße festigt sich unsere volksdemokratische Ordnung 
und erhöht sich der Wohlstand unseres Volkes. Dies 
findet seinen hervorragenden Ausdruck in der Beschluß­
fassung über den großen Siebenjahrplan unserer Repu­
blik, der den Interessen aller Werktätigen entspricht 
und den Sozialismus auf allen Gebieten des gesellschaft­
lichen Lebens zum Siege führen wird.

In besonderem Maße gilt es dabei, die sozialistische 
Entwicklung der Landwirtschaft und die Umgestaltung 
des Dorfes zu vollenden, um mit Hilfe der fortgeschrit­
tenen Wissenschaft und Technik auch auf dem Lande 
die großen ökonomischen Aufgaben zu bewältigen und 
die kulturellen und materiellen Lebensbedingungen der 
Bauern weiter zu verbessern. Damit wird auch die 
Überlegenheit der sozialistischen Landwirtschaft über 
die kapitalistische Landwirtschaft dokumentiert werden. 
Neben der heranwachsenden Klasse der Genossen­
schaftsbauern gibt es zur Zeit aber noch eine große 
Anzahl werktätiger Einzelbauern und außerdem noch 
nach kapitalistischen Grundsätzen wirtschaftende Groß- 
und Mittelbauern. Während sich der größte Teil dieser 
noch außerhalb der sozialistischen Entwicklung stehen­
den Bauern loyal zu unserem Arbeiter-und-Bauern- 
Staat verhält, gibt es unter ihnen auch solche Bauern, 
die auf Grund ihrer ökonomischen Stärke nicht nur 
durch Ausbeutung fremder Arbeitskraft und technische 
Ausrüstung ihrer Betriebe, sondern auch durch ver­
brecherische Methoden Spekulation treiben, um sich 
starke Positionen im Dorfe zu verschaffen. Zu ihnen 
gehören die im vorliegenden Verfahren Angeklagten, 
die die zur Erfassung und Verteilung der landwirt­
schaftlichen Produkte bestehenden Gesetze mißachteten. 
Sie nutzten die verbrecherischen Manipulationen korrum­
pierter Mitarbeiter der Erfassungsorgane und selbstän­
diger Bäckermeister dazu aus, sich wirtschaftlich stark 
zu machen, und hielten dadurch auch andere Bauern 
vom Übergang zur genossenschaftlichen Wirtschaftsweise 
ab. Zu den verbrecherischen Elementen, mit deren 
Hilfe sich die Angeklagten auf Kosten unseres Staates 
bereichern konnten, zählten insbesondere der VEAB- 
Annahmestellenleiter W. und der Bäckermeister R., die 
zusammen mit anderen Angeklagten bereits in einem 
Vorprozeß zu hohen Strafen verurteilt worden sind.

In der strafrechtlichen Würdigung der Handlungen 
der Angeklagten stimmt der Senat mit dem Vertreter 
des Staatsanwalts des Bezirks darin überein, daß sich 
die Angeklagten deshalb schuldig gemacht haben, weil

sie Erzeugnisse entgegen dem ordnungsmäßigen Wirt­
schaftsablauf zurückgehalten und beiseite geschafft und 
damit die Durchführung der Wirtschaftsplanung und die 
Versorgung der Bevölkerung gefährdet haben. Alle An­
geklagten haben durch den Ankauf von Ablieferungs­
bescheinigungen über erhebliche Mengen Getreide, teil­
weise auch durch den Ankauf von Getreide in natura, 
das in ihrer eigenen Wirtschaft erzeugte Getreide 
zurückbehalten und es entgegen dem ordnungsgemäßen 
Wirtschaftsablauf, der in erster Linie in der Erfüllung 
des auf der Wirtschaft ruhenden Ablieferungssolls 
besteht, zum Verfüttern an Vieh verwendet und damit 
beiseite geschafft. Die Gefährdung der Wirtschafts­
planung und auch der Versorgung der Bevölkerung 
ergibt sich schon aus der Menge der im Einzelfalle von 
den Angeklagten beiseite geschafften Mengen. Diese sind 
so erheblich, daß sie sich zwangsläufig auf das Gesamt­
aufkommen an Getreide auswirken mußten und damit 
auch den bestehenden Plan für die Erfassung und den 
Aufkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse und daraus 
folgend die ordnungsmäßige Versorgung der Bevölke­
rung gefährdeten, wobei es zur Erfüllung des Tat­
bestandes des § 1 Abs. 1 Ziff. 3 WStVO genügt, daß eine 
solche Gefährdung in regional beschränktem Umfange 
eingetreten ist. Diese Gefährdung wird auch nicht da­
durch ausgeräumt, daß die Angeklagten größtenteils das 
von ihnen nicht der Erfassung zugeführte Getreide im 
Wege der damit erzeugten tierischen Produkte dem 
freien Aufkauf zur Verfügung stellten, da die Planung 
auch eine artengerechte Erfüllung in den einzelnen 
Produkten zur Voraussetzung hat.

In Übereinstimmung mit dem Staatsanwalt geht der 
Senat auf Grund der Ausführungen des Sachverständi­
gen auch davon aus, daß insoweit ein strafbares Bei­
seiteschaffen nicht vorliegt, als die Angeklagten in 
einzelnen Fällen für Getreide bzw. Annahmequittungen 
Gegenlieferungen in Form anderer landwirtschaftlicher 
Produkte getätigt haben. Allerdings haben solche 
Tauschgeschäfte zur Voraussetzung, daß beide Partner 
sich davon überzeugen, daß der andere sein Soll in der 
von ihm gelieferten Produktenart erfüllt hat. Wenn 
dieses in den vorliegenden Fällen, soweit Tausch­
geschäfte vorgenommen wurden, nicht geschehen ist, so 
kann darin kein strafbares Beiseiteschaffen erblickt 
werden. Außerdem haben Ankäufe von Getreide inso­
weit keinen strafbaren Charakter, als sie dazu dienen, 
bei echten wirtschaftlichen Schwierigkeiten die Erfül­
lung des eigenen Solls sichprzustellen.

Alle Angeklagten haben sich damit wegen eines fort­
gesetzten Wirtschaftsverbrechens gemäß § 1 Abs. 1 
Ziff. 3 WStVO zu verantworten.

Gleichzeitig haben sich aber alle Angeklagten auch 
eines vorsätzlichen Verbrechens gegen die Preisstraf­
rechtsverordnung schuldig gemacht, indem sie sich bei 
ihren Getreidekäufen in keiner Weise an die bestehen­
den preisrechtlichen Vorschriften hielten. Während der 
Aufkaufpreis für Roggen, der gleichzeitig den gesetz­
lich zulässigen Höchstpreis darstellt, in den Jahren 1953 
bis 1955 pro dz 29,40 DM, ab 1. Januar 1956 pro 
dz 31.50 DM. ab 21. August 1958 pro dz 75 DM und ab 
29. Mai 1959 pro dz 49,50 DM beträgt, haben alle An­
geklagten schon vor dem 21. August 1958 durchschnitt­
lich 60 DM pro dz bezahlt. Die hohen Preisüberschrei­
tungen wie die Motive und Ziele der Angeklagten be­
gründen auch die Feststellung, daß sie wissentlich und 
gewissenlos aus grobem Eigennutz gehandelt haben.

§ 29 StEG.
Die im Rahmen der Beteiligung an einer Arbeiter­

wohnungsbaugenossenschaft übernommene freiwillige 
Verpflichtung, bestimmte Arbeiten für die Genossen­
schaft auszuführen, begründet keinen Rechtsanspruch 
auf ein Entgelt. Die unbefugte Verwendung von Geldern 
der Genossenschaftskasse zur Abgeltung solcher Arbei­
ten stellt daher Untreue zum Nachteil gesellschaftlichen 
Eigentums dar.

BG Leipzig, Urt. vom 5. August 1959 — 2 b BSB 
309a/59.

Das Kreisgericht L. hat die Angeklagten durch Urteil vom 
17. September 1958 wegen gemeinschaftlicher fortgesetzter 
Untreue zum Nachteil gesellschaftlichen Eigentums (§ 29 
StEG) bedingt verurteilt und sie zum Schadensersatz gegen-
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